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1. Inhalt des Flächennutzungsplanes 
Der rechtsverbindliche Flächennutzungs- und Landschaftsplan 2010 des Nachbarschaftsver-
bandes Ulm stellt im Plangebiet eine "Wohnbaufläche" dar. Somit kann der Bebauungsplan 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. 
 

2. Anlass und Ziel der Planung 
Nach der Betriebsverlagerung der Fa Schwabengarage AG hat die ehemalige Grundstücksei-
gentümerin Marchtalerstraße 23, die SG Holding AG & Co. KG, im Jahre 2005 einen Ideen-
wettbewerb unter Mitwirkung der Stadt Ulm durchgeführt. Ziel des Verfahrens war es, ein Be-
bauungs- und Nutzungskonzept für ein neues innenstadtnahes und urbanes Wohnquartier zu 
entwickeln. Nach Abschluss der Verlagerung der Schwabengarage sollte ein Investor gefun-
den werden zur Umsetzung des Projektes. Das Nutzungskonzept fand 2005 im Zusammen-
hang mit der Wohnungsbaudebatte die Zustimmung des Gemeinderates. Zwischen dem 
Grundstückseigentümer und der Stadt Ulm fanden Grunderwerbsverhandlungen statt, die oh-
ne Ergebnis blieben. 

Die ALDI GmbH & Co. KG erwarb am 24.09.2009 das Grundstück Flst. Nr. 799/1 und bean-
tragte den Neubau eines SB-Ladens mit einer Gesamtnutzfläche von 1568 m². Zur Sicherung 
der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung als innenstadtnahes Wohnquartier wurde 
deshalb ein einfacher Bebauungsplan aufgestellt, der am 08.07.2010 in Kraft getreten ist. 

Die Fa. Immobilienwerkstatt, Büro für Planen und Bauen GmbH, Ulm, Frauenstraße 7, beab-
sichtigt als Vorhabenträgerin im Sinne von § 12 Abs. 2 BauGB, die Flurstücke innerhalb des 
Geltungsbereiches neu zu gestalten. Die bestehende Bebauung soll abgerissen und durch 
Geschosswohnungsbauten ersetzt werden. Das ehemalige Gewerbegrundstück Flst. Nr. 
799/1 wurde 2010 von der Vorhabenträgerin erworben und sie plant den 2005 prämierten 
Entwurf des Ulmer Büros Mühlich, Fink & Partner zu realisieren.  

Der einfache Bebauungsplan vom 08.07.2010 trifft keine qualifizierten Festsetzungen zu den 
überbaubaren Grundstücksflächen und zum Maß der baulichen Nutzung mit der entsprechend 
zulässigen Bebauungsdichte. Die getroffenen Festsetzungen hinsichtlich des Maßes der bau-
lichen Nutzung können nicht als Grundlage für die Genehmigung des Neubauprojektes heran-
gezogen werden. Deshalb ist nach Abstimmung mit der Hauptabteilung Stadtplanung, Um-
welt, Baurecht ein vorhabenbezogener Bebauungsplan im Sinne von § 12 Abs. 2 BauGB zur 
planungsrechtlichen Sicherung des Vorhabens erforderlich. 

Kernziel der Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist die Neugestaltung 
des Plangebietes. Die derzeit brachliegenden Flächen sollen für eine zeitgemäße Wohnbe-
bauung genutzt werden. 
 

3. Angaben zum Bestand 
Das Plangebiet wird südlich durch die Marchtalerstraße und die Gleisanlagen der Bahntrasse 
Ulm - Aalen, nördlich durch den Silcherweg und östlich durch den Regerweg begrenzt. Nörd-
lich des Geltungsbereiches liegt das Wohngebiet Silcher- / Regerweg mit einer aufgelockerten 
Struktur und einer Bebauung von max. 3 Vollgeschossen. Im Süden, getrennt durch die Bahn-
linie, befindet sich ein dicht bebautes Wohngebiet mit Gebäuden überwiegend aus der Grün-
derzeit mit bis zu 5 Vollgeschossen. 

Die Marchtalerstraße als bestehende Erschließung weist in ihrem gegenwärtigen Ausbauzu-
stand eine Breite von ca. 6,0 m als gemischte Verkehrsfläche ohne Bürgersteig auf. Sie ist 
etwa in der Mitte des Plangebietes unterbrochen und wird als Fuß- und Radweg zur Frauen-
straße weitergeführt. 

Das Plangebiet ist durch die noch nicht beseitigten baulichen Anlagen der Schwabengarage 
AG (Gewerbebauten, Parkgeschosse und sonstige das Gelände terrassierende Mauerelemen-
te sowie ebenerdige Stellplatz- und Lagerflächen) geprägt. Die bestehenden baulichen Anla-
gen sind seit der Verlagerung der Schwabengarage ungenutzt und stehen leer.  
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Entsprechend der ursprünglich gewerblichen Nutzung wurde massiv in die vorhandene Hang-
lage des Plangebietes eingegriffen. Das Gelände ist bis auf das Niveau der Marchtalerstraße 
abgetragen und im Norden mit einer, bis zu 4,50 m, hohen Stützmauer zum Silcherweg be-
grenzt worden. Das Gebiet ist nahezu vollständig versiegelt und weist keinen Bewuchs auf. 

Die südlich angrenzende Bahntrasse Ulm - Aalen mit dem Haltepunkt Ulm - Ostbahnhof liegt 
auf einem ca. 2 m hohen Damm. 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Flurstücke Nr. 799/1, 799/2 sowie 
Teilflächen der Flurstücke Nr. 826 (Regerweg) und Nr. 828 (Marchtalerstraße) der Gemarkung 
Ulm, Flur Ulm und weist eine Größe von ca. 10.752 m² auf.  

 

4. Vorgesehene Neugestaltung des Plangebietes 
Die Neugestaltung im Plangebiet sieht drei Gebäudegruppen vor, in denen insgesamt bis zu 
150 Wohnungen entstehen sollen. Auf der Decke eines zur Marchtalerstraße offenen, zweige-
teilten Garagengeschosses, das mit seiner Oberkante das Straßenniveau des Silcherweges 
aufnimmt, sollen die Gebäudegruppen errichtet werden. 

In den Zwischenräumen und in Ausschnitten der Garagendecke werden grüne Höfe gestaltet. 
Die Garagendecke stellt die angehobene Grundstücksfläche für die Gebäudegruppen dar, die 
jeweils einem ebenerdigen Hof zugeordnet sind. Stellplatzanlagen, Hauszugänge und Höfe 
sind frei zugänglich. Jede Gebäudegruppe wird differenziert mit 3 bis 7 Geschossen ausgebil-
det. Den Gebäudegruppen sind jeweils Grün- und Spielflächen auf dem Deckel des Garagen-
geschosses zugeordnet. Ein miteinander verbundenes Wegesystem auf beiden Ebenen stellt 
ein differenziertes räumliches Beziehungsgeflecht zwischen den Gebäudegruppen her. 

Die Konzeption der Gebäudegruppen nimmt in der Anordnung die aufgelockerte Struktur der 
vorhandenen Bebauung im Norden und hinsichtlich der Höhenentwicklung die Struktur der im 
Süden liegenden gründerzeitlichen Bebauung auf. Es entstehen unterschiedliche Raumquali-
täten mit Ein-, Aus- und Durchblicken.  

In direkter Nachbarschaft zum Silcherweg sind 3- bis 4- geschossige Gebäude vorgesehen, 
nach Süden hin am Hangfuß die höheren 5- geschossigen Gebäude mit "angehängten" 
schmalen 7- geschossigen Punkthäusern. Diese Punkthäuser werden über die Erschlie-
ßungsanlage der vorgestellten Gebäude mit Stegen erschlossen. In den Wohntürmen (Punkt-
häuser) sind Maisonettewohnungen geplant. Trotz der Beschränkung auf nur zwei Gebäude-
typen werden differenzierte Wohnungen angeboten, da vielfältige Grundrisse innerhalb der 
"robusten" Haustypen möglich sind. Die Flachdächer der Häuser erhalten Dachterrassen. 

Erschlossen wird das neue Wohnquartier über die Marchtalerstraße, die verbreitert und als 
verkehrsberuhigter Bereich ausgebaut wird. Das Plangebiet ist für Fußgänger durchlässig, der 
Silcherweg wird durch Fußwege mit dem Regerweg und der Marchtalerstraße verbunden. Die 
erforderlichen Stellplätze für die Wohneinheiten werden in dem Garagengeschoss bereitge-
stellt.  

Die Wohnbebauung führt insgesamt zu einer städtebaulichen Aufwertung der derzeit brachlie-
genden Grundstücke an der Marchtalerstraße. 
 

5. Planinhalt 
5.1 Art der baulichen Nutzung 
Die Art der baulichen Nutzung wird im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Es sind nur Wohngebäude zulässig. Die 
Nutzung entspricht der Lage des Plangebietes und fügt sich in die Struktur der umgebenden 
Bebauung und Nutzungen ein. 

Die darüber hinausgehend in § 4 BauNVO aufgeführten Nutzungen und Anlagen sind nicht 
zulässig. Weiterhin wird festgesetzt, dass nur solche Nutzungen und Vorhaben zulässig sind, 
zu denen sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 
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Zum Schutz der dichten Wohnbebauung werden somit die anderen in § 4 Abs. 2 BauNVO 
allgemein zulässigen sowie die in § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
im Plangebiet ausgeschlossen. Für diese Nutzungen besteht im Plangebiet kein Bedarf und 
sie sind mit einem verdichteten Wohnquartier nicht vereinbar. Für diese Nutzungen gibt es 
besser geeignete Standorte mit geringeren Störungen für die Umgebung. 

Das Plangebiet grenzt im Norden an das bestehende Wohngebiet Silcher- und Regerweg an, 
das eine aufgelockerte Struktur mit einer reinen Wohnbebauung aufweist. Die bestehende 
Gründerzeitbebauung südlich der Bahnlinie besteht auch weitgehend aus Wohnnutzung. Das 
geplante Vorhaben fügt sich damit nahtlos in das bestehende Nutzungsgefüge der umgeben-
den Bebauung ein.  

Das geplante Wohngebiet wird durch den Schienenlärm der Brenzbahn beeinträchtigt. Da 
aktive Lärmschutzvorkehrungen nicht vorgesehen werden können, sind passive Schallschutz-
vorkehrungen an den Gebäuden entsprechend den Vorgaben einer schalltechnischen Unter-
suchung erforderlich. 

Mit der Neugestaltung wird ein innenstadtnahes Wohnquartier mit hoher städtebaulicher Qua-
lität geschaffen. Die vorgesehenen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung entsprechen 
der Zielsetzung des Vorhabens für eine hochwertige Wohnbebauung ohne störende Beein-
trächtigungen durch konkurrierende Nutzungen. 
 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die geplante Überbauung mit der ermittelten 
Grundflächenzahl und die konkret geplante Höhe der baulichen Anlagen des Vorhabens be-
stimmt. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird für das gesamte Gebiet auf den Wert von 0,8 festgelegt. 
Dieser Wert wird auf der Grundlage der konkreten Bebauungskonzeption festgesetzt. Die 
festgesetzte Grundflächenzahl überschreitet damit die in § 17 Abs. 1 BauNVO vorgegebene 
Obergrenze von 0,4. Die für die Überschreitung erforderlichen besonderen städtebaulichen 
Gründe werden insbesondere aus der Lage des Gebietes in der Nähe der Innerstadt sowie 
der besonderen städtebaulichen Konzeption, die im Zusammenhang mit einem Architekten-
wettbewerb prämiert wurde, abgeleitet. 

 Die Überschreitung wird im Einzelnen wie folgt begründet: 

- Die innenstadtnahe Lage erfordert eine städtebauliche Verdichtung der Wohnbebauung  
- Die Bebauungskonzeption wurde im Zusammenhang mit einem Ideenwettbewerb entwi-

ckelt und prämiert 

- Die Konzeption ermöglicht Freiflächen auf dem Deckel der Tiefgarage, die intensiv begrünt 
werden und den Bewohnern als Aufenthalts- und Begegnungsflächen ohne störende Beein-
trächtigungen zur Verfügung stehen und komplett verkehrsfrei sind 

- Die GRZ der Hochbauten unterschreitet mit dem Wert von 0,35 die Obergrenze von § 17 
Abs. 1 BauNVO von 0,4 

- Die Obergrenze der GRZ gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO von 0,8 wird unter Berücksichtigung 
der gesamten versiegelten Flächen nicht überschritten 

- Im Vergleich mit der derzeit fast kompletten Versiegelung des Plangebietes wird eine Ver-
besserung der Umweltbelange erreicht 

- Mit dem Vorhaben wird dem Leitgedanken der Innenentwicklung der erforderliche Vorrang 
vor einer Inanspruchnahme von derzeit noch unbebauten Flächen eingeräumt.  

Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt sind durch das Vorhaben nicht zu erwarten. Die 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse und die Bedürfnisse des Verkehrs 
können mit den Festsetzungen sichergestellt werden. Darüber hinaus stehen sonstige öffentli-
che Belange der Planung nicht entgegen. Mit dem Vorhaben können alle Anforderungen und 
Belange hinsichtlich der besonderen städtebaulichen Gründe zur Überschreitung der GRZ bis 
zu dem höchstzulässigen Wert von 0,8 erfüllt werden. 
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Die zulässige Höhe der geplanten Bebauung wird im Bereich der vier angehängten Wohntür-
me (7-geschossige Punkthäuser) als höchste Bebauung im Plangebiet auf 502,30 m ü. NN 
festgesetzt. Die Konzeption sieht je einen Wohnturm für die drei Gebäudegruppen und ein 
zusätzliches Punkthaus im unmittelbaren Zugangsbereich an der Marchtalerstraße vor. Die 
relative Höhe liegt im Mittel ca. 26 m über dem Niveau der Marchtalerstraße.  

Die Höhe der 4-geschossigen Gebäude zum Silcherweg beträgt 493,60 m ü. NN bzw. 490,70 
m ü. NN für die 3-geschossigen Gebäudeteile. Die relative Höhe liegt damit ca. 12 bis 13 m 
(4-geschossige Gebäudeteile) und ca. 9 bis 10m (3-geschossige Gebäudeteile) über dem Ni-
veau des Silcherweges. Die 5-geschossigen Gebäude zur Marchtalerstraße werden mit einer 
zulässigen Höhe von 496,50 m ü. NN festgesetzt und liegen damit ca. 19,5 m bzw. 20,5 m 
über dem Niveau der Straße.  

Die Decke über dem Garagengeschoss wird einheitlich auf die Höhe von 480,8 m ü. NN fest-
gesetzt und nimmt damit das bestehende Höhenniveau des Silcherweges auf. Die relative 
Höhe dieses Bereiches zur Marchtalerstraße beträgt zwischen 3,6 m und 4,6 m bedingt durch 
das Gefälle der Verkehrsfläche in Richtung Osten. 

Mit der Konzeption der Gebäudegruppen und Gebäudehöhen wird eine Höhenstaffelung von 
der bestehenden Bebauung nördlich des Silcherweges zu der dichten Gründerzeitbebauung 
südlich der Bahnlinie erreicht. Damit fügt sich die geplante Bebauung in die aufgelockerte 
Struktur der vorhandenen Bebauung im Norden und die Struktur der im Süden liegenden dich-
ten Bebauung ein. Mit dem geplanten Ordnungsprinzip entstehen durch die Dichte und die 
Höhenstaffelung unterschiedlich differenzierte und hochwertige Außenräume.  

Die vorgesehenen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung ermöglichen ein verdichte-
tes, innenstadtnahes Wohnquartier mit einer hohen städtebaulichen Qualität und damit eine 
angemessene Neuordnung und Aufwertung des Plangebietes. 
 

5.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen, Abstandsflächen 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen be-
stimmt. Sie werden differenziert für die Decke über dem Garagengeschoss und die einzelnen 
Gebäudekörper festgesetzt. Die Verbindungsstege im Bereich der nicht überbauten Grund-
stücksflächen werden mit einem eigenständigen Planzeichen festgesetzt  

Die Bauweise wird als abweichende Bauweise dahingehend festgesetzt, dass eine Bebauung 
innerhalb der Baugrenzen ohne Berücksichtigung der in § 5 Abs. 7 LBO vorgegebenen Ab-
standsflächen zulässig ist.  

Mit der vorgesehenen Planungskonzeption und den entsprechenden Festsetzungen der zu-
lässigen Gebäudehöhen und der Baugrenzen können die vorgegebenen Abstandsflächen 
gemäß § 5 Abs. 7 der Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) mit Ausnahme des Ab-
standes um das 7-geschossige Punkthaus am Regerweg zu den Nachbargrundstücken ein-
gehalten werden. Es ergeben sich zum Regerweg in 2 Bereichen geringfügige, dreieckförmige 
Überschreitungen über die Straßenmitte hinaus.  

Eine erhebliche Beeinträchtigung der nachbarlichen Belange ist durch die geringfügige Über-
schreitung der Abstandstiefen nicht erkennbar, da eine direkte Sichtbeziehung durch die An-
ordnung des geplanten Baukörpers in die Freiflächen sowie die Fenster der benachbarten 
Wohngebäude am Regerweg nicht besteht.  

Die in § 5 Abs. 7 LBO vorgegebenen Abstandsflächen der Baukörper untereinander können 
mit der geplanten Bebauung nicht eingehalten werden, die Abstandsflächen überlagern sich in 
Teilbereichen. Es wird im Bebauungsplan festgelegt, dass die Abstandsflächen der beiden 
Baukörper zueinander bis auf das Maß der festgesetzten Baugrenzen reduziert werden kann.  

Gemäß § 6 Abs. 3 Nr. 2 der LBO sind geringere Abstandsflächen unter folgenden Vorausset-
zungen möglich: 

"wenn Beleuchtung mit Tageslicht sowie Belüftung in ausreichendem Maße gewährleistet 
bleiben, Gründe des Brandschutzes nicht entgegenstehen und soweit die Tiefe der Ab-
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standsflächen die Maße des § 5 Abs. 7 Satz 3 unterschreitet, nachbarliche Belange nicht er-
heblich beeinträchtigt werden". 

Die Voraussetzungen sind hinsichtlich der Beleuchtung, Belüftung und des Brandschutzes für 
eine mögliche Reduzierung der Abstandsflächen gegeben. Eine ausreichende Beleuchtung 
mit Tageslicht kann durch die geplanten Versätze der Baukörper untereinander ebenfalls ge-
währleistet werden. Im Bereich der Überlagerungen der Abstandsflächen befinden sich keine 
Fenster von Aufenthaltsräumen. Dadurch kann auch eine ausreichende Beleuchtung und Be-
lüftung der einzelnen Wohngebäude durch die Orientierung der Aufenthaltsräume gewährleis-
tet werden.  

Nachbarliche Belange innerhalb des Plangebietes sind ohne besondere Bedeutung, da sich 
das Baugrundstück des Plangebietes im Besitz eines Eigentümers, der Fa. Immobilienwerk-
statt, Büro für Planen und Bauen GmbH, befindet und die Bebauung als gesamte Einheit ent-
sprechend der prämierten Planungskonzeption errichtet wird.  
 

5.4 Verkehrserschließung 
Das neue Wohnquartier wird über die Marchtalerstraße erschlossen. Sie wird auf der gesam-
ten Länge der Neubebauung auf 11,00 m verbreitert und als verkehrsberuhigter Bereich mit 
Baumstandorten, Grünbereichen und öffentlichen Stellplätzen gestaltet. Im Westen wird eine 
Wendemöglichkeit für PKW angelegt und ein Fuß- und Radweg zur Frauenstraße weiterge-
führt. Zur Gewährleistung einer Wendemöglichkeit für 3-achsige Ver- und Entsorgungsfahr-
zeuge wird im Bereich der westlichen, nicht überbaubaren Freifläche zur Marchtalerstraße ein 
Fahrrecht zugunsten der Allgemeinheit festgesetzt.  

Das Wohnquartier ist für Fußgänger durchlässig. Der Silcherweg wird durch Fußwege mit dem 
Regerweg und der Marchtalerstraße verbunden. Diese Wege werden als Gehrecht zugunsten 
der Allgemeinheit festgesetzt. Im Plangebiet wird entlang dem Regerweg ein 2,0 m breiter 
Gehweg vorgesehen, der in die verkehrsberuhigte Marchtalerstraße mündet und im Süden 
fortgeführt werden soll. 

Die baurechtlich notwendigen Stellplätze werden in dem Garagengeschoss mit bis zu 150 
Einstellplätzen bereitgestellt. Geplant sind insgesamt fünf Zufahrten von der Marchtalerstraße 
zu den Stellplatzbereichen im Plangebiet. 

Durch die Anordnung der Stellplätze in einem eigenständigen Bereich im Erdgeschoss des 
Vorhabens ergibt sich eine komplett verkehrsfreie Zone als Freifläche für die Bewohner über 
der Decke des Garagenbereiches. Eine Zufahrt für Pkw in diesen Bereich ist durch die Kon-
zeption ausgeschlossen. 

Die Erschließung des Geltungsbereiches mit öffentlichem Nahverkehr ist durch die bestehen-
den Buslinien in der Frauen- und der Karlstraße gewährleistet. 
 

5.5 Grünordnerische Festsetzungen 
Das Plangebiet grenzt an keine übergeordneten Grünräume und Freiflächen an. Es ist derzeit 
fast komplett versiegelt. Zur Sicherung der Durchgrünung des Plangebietes wird eine Grün-
ordnungskonzeption erarbeitet und in den Bebauungsplan integriert. 

Im Rahmen der Grünordnung werden folgende Festsetzungen im Plangebiet getroffen: 

- Straßenbegleitende Bepflanzung entlang der Marchtalerstraße mit hochstämmigen Laub-
bäumen mit einer Standortfestlegung 

- Je 300 m² nicht überbauter, ebenerdiger Freifläche des Baugrundstücks ist ein Baum der 
Artenliste zu pflanzen 

- die oberirdischen Bereiche der Decke über dem Garagengeschoss sind mit Ausnahme der 
Wege mit einer Erdüberdeckung von 0,40 m zu versehen und gärtnerisch zu gestalten. Pro 
300 m² Freifläche ist dabei ein kleinkroniger Baum der Artenliste zu pflanzen 

- Extensive Begrünung der Flachdächer mit Ausnahme der Terrassenbereiche 
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- Festlegung einer Artenliste für die Pflanzmaßnahmen mit standortgerechten, heimischen 
Bäumen und Sträuchern der potentiell natürlichen Vegetation 

Die Konzeption der Grünordnung ermöglicht eine differenzierte Qualität der Freiflächen mit 
einem Erdverbund im Bereich der Tiefhöfe sowie den Gebäuden zugeordneten Aufenthalts- 
und Spielbereichen über der Decke des Garagengeschosses. 
 

5.6 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
Der Bebauungsplan wird gemäß § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung auf-
gestellt. Die vorgegebenen Kriterien nach § 13a Abs. 1 BauGB sind aufgrund der Größe des 
Geltungsbereiches von ca. 10.556 m² erfüllt. Die Durchführung einer formalen Umweltprüfung 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist nicht erforderlich.  

Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich im Sinne von § 1a Abs. 3 BauGB für die Bebauung des 
Grundstückes sowie die Erstellung eines Umweltberichtes im Sinne von § 2 Abs. 4 BauGB ist 
nicht erforderlich. Eine überschlägige Abschätzung der Eingriffe durch die Planung in alle 
Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 BauGB ergibt, das eine Verbesserung der Umweltbelange im 
Vergleich zu den ursprünglichen Nutzungen mit der fast vollständigen Versiegelung des Plan-
gebietes zu erwarten ist.  
 

5.7 Infrastrukturversorgung 
Die bestehende Infrastruktur ist ausreichend zur Versorgung des Plangebietes dimensioniert. 
Die Ableitung des Schmutzwassers zur Kläranlage Steinhäule erfolgt über bereits vorhandene 
Kanäle. 
 

5.8 Altlasten 
Auf dem Grundstück Flst. Nr. 799/1 befindet sich der Altstandort 03226 Marchtalerstraße 23. 
Bei der ursprünglichen Nutzung als Autohaus mit einer Reparaturwerkstatt bestanden Anlagen 
und Einrichtungen, die wasserrechtlich relevant sind. Es besteht eine Gefährdung durch Bo-
denverunreinigungen. Im Rahmen des Werkstattbetriebes wurden folgende umweltrelevanten 
Anlagen und Einrichtungen genutzt: 

- ein unterirdischer Benzintank, der inzwischen stillgelegt und verfüllt wurde 

- Leichtflüssigkeitsabscheider 

- Heizöltank 

Für das Plangebiet liegt noch keine Orientierende Untersuchung vor, deshalb sind derzeit 
konkrete Aussagen zu Boden- und / oder Grundwasserverunreinigungen nicht möglich. Im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist eine orientierende Untersuchung in Abstimmung 
mit der unteren Immissionsschutzbehörde bei der Stadt Ulm durchzuführen. Die Ergebnisse 
der Untersuchung werden im Bebauungsplan berücksichtigt.  
 

5.9 Immissionsschutz 
Das Plangebiet wird durch Verkehrslärmimmissionen, hervorgerufen durch den Schienenver-
kehr der Bahnlinie Ulm – Aalen (Brenzbahn) beeinträchtigt. Gemäß § 50 BImSchG sind die für 
eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen bei raumbedeutsamen Planungen einander 
so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf sonstige schutzbedürftige Gebiete 
so weit wie möglich vermieden werden.  

Im Bereich der Bahnlinie kommen aktive Schallschutzmaßnahmen nicht in Betracht, deshalb 
sind passive Lärmschutzvorkehrungen erforderlich. Durch bauliche Vorkehrungen am Gebäu-
de ist deshalb sicherzustellen, dass der Aufenthalt innerhalb der Wohnräume frei von erhebli-
chen Belästigungen durch Lärm von außen ist. Zur Sicherstellung dieser Anforderungen kann 
die DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau – Anforderungen und Nachweise" herangezogen 
werden.  

Zur Ermittlung der Schienenlärmbelastung und der Auswirkungen auf die Nutzung des Plan-
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gebietes wurde eine schalltechnische Untersuchung durch das Ingenieurbüro Dr. Schäcke + 
Bayer GmbH vom 12.08.2005 erstellt. Die Untersuchung zeigt auf, dass die Orientierungswer-
te der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) sowohl tagsüber als auch nachts überschritten 
werden.  

In der schalltechnischen Untersuchung sind die Lärmpegelbereiche als Grundlage für die Di-
mensionierung passiver Schallschutzmaßnahmen an dem Vorhaben innerhalb des Plangebie-
tes aufgezeigt. Das Plangebiet liegt weitgehend im Lärmpegelbereich III, so dass die den 
Lärmquellen zugewandten Außenbauteile ein Schalldämm-Maß (R`w,res) von mindestens 35 
dB aufweisen müssen. Dieser Wert entspricht z.B. bei Fenstern der Schallschutzklasse 3. 

Da die Schienenlärmbelastung nachts den Orientierungswert von 45 dB(A) für ein allgemeines 
Wohngebiet deutlich überschreitet, sind Schlafräume mit schallgedämmten Lüftungseinrich-
tungen zu versehen, damit eine Raumlüftung bei geschlossenem Fenster ermöglicht wird.  

Durch entsprechende Auflagen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird dies sicher 
gestellt. 
 

5.10 Örtliche Bauvorschriften 
Zur Sicherung einer hochwertigen Gestaltung im Plangebiet werden örtliche Bauvorschriften 
nach § 74 der Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) als eigenständiger Satzungsteil 
festgesetzt. Die Gestaltungsanforderungen betreffen die Dachgestaltung, die Reduzierung der 
Abstandsflächen innerhalb des Plangebietes und die Werbeanlagen. 

 

6.0 Flächen- und Kostenangaben 
6.1 Flächenbilanz 

Gesamtfläche Geltungsbereich ca. 10.752 m² (100,0 %) 

davon:  allgemeines Wohngebiet (WA) ca.  8.112 m² (  75,4 %) 

 öffentliche Verkehrsfläche ca.  2.619 m² (  24,4 %) 
davon  Gehwege  142 m² 
 Verkehrsgrün 571 m² 

Fläche für Versorgungsanlagen, Gas ca.       21 m² (    0,2 %) 
  

6.2 Kostenangaben 
Der Stadt Ulm entstehen durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan keine Kosten. Die 
Kosten für die Bearbeitung des Bebauungsplanes werden vom Vorhabenträger als Veranlas-
ser des Bebauungsplanes vollständig getragen. 

 


